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A. Aus der Gesetzgebung

L Änderung der Vergütungs strukturen im Bankenbereich

Gesetz über die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Vergütungssysteme von Instituten
und Versicherungsunternehmen vom 21.07.2010 - In-Kraft- Treten am 27.07.2010 (BGB!. I,
S.950)

1. Allgemeines

Bereits im Jahre 2009 hat die Bundesregierung ein Gesetz zur Angemessenheit
der Vorstands vergütung im Bereich des Aktienrechts auf den Weg gebracht.
Nun sollen auch Geschäftsleiter und Mitarbeiter im Bankenbereich hinsichtlich
ihrer Vergütung neuen Regelungen unterworfen werden, im Versicherungsbe­
reich auch Aufsichtsratsmitglieder.

2. Ziele der gesetzl. Neuregelung

Mit dem Gesetz sollen die vom Financial Stability Board (FSB) entwickelten Prinzi­
pien für solide Vergütungspraktiken in eine gesetzliche Regelung überführt werden.
Das Gesetz liefert insbes. die Rechtsgrundlage dafür, dass Einzelheiten zur
Ausgestaltung der Vergütung durch eine Rechtsverordnung des Bundesminis­
teriums der Finanzen bzw. der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) festgelegt werden können.
Auf europäischer Ebene werden durch die sog. CRD III-Richtlinie weitere Anforderungen an die
Vergütungssysteme von Kreditinstituten aufgestellt. Diese sind in den nationalen Regelungen, insbe­
sondere in der Instituts-Vergütungsverordnung, bereits weitgehend berücksichtigt. Allerdings hat das
Europäische Parlament den Richtlinientext nochmals geändert, nachdem das BMF seinen Entwurf der
Instituts-Vergütungs verordnung veröffentlicht hat.

Die Richtlinie sieht nunmehr u. a. vor, dass die Anforderungen an Geschäftsleiter und Risikoträger
auch für Mitarbeiter gelten, die in die gleiche Vergütungsbandbreite fallen wie diese. Außerdem wer­
den freiwillige Pensionsleistungen in den Anwendungsbereich der Vergütungsanforderungen einbezo­
gen. Die Frage, in welchem Umfang variable Vergütungsbestandteile bar ausgezahlt werden dürfen
bzw. zurückbehalten werden müssen oder in nicht-baren Instrumenten auszuzahlen sind, ist in der
Richtlinie teilweise anders geregelt als in der Instituts-Vergütungsverordnung.

Ein weiteres Ziel des Gesetzes ist, angesichts der wirtschaftlichen Situation eines
Unternehmens unangemessen hohe Bonuszahlungen zu unterbinden. Die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) soll dazu stärkere
Eingriffsrechte bekommen. Sie kann die Auszahlung variabler Vergütungsbe­
standteile untersagen oder auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses
beschränken. Voraussetzung dafür ist, dass bestimmte aufsichtsrechtliche Anforde­
rungen unterschritten wurden oder eine Unterschreitung droht.

11. Änderung des Wehrrechts gesetzes

Gesetz zur Änderung wehr- und zivildienstrechtlicher Vorschriften 2010 vom 31.07.2010 - In­
Kraft-Treten am 01.12.2010 (BGB!. I, S. 1052)

1. Änderungen im Wehrdienst

Kernpunkt der Gesetzesreform ist die Verkürzung der Dauer des Wehrdienstes
von neun auf sechs Monate. Alle, die am 31.12.2010 bereits sechs oder mehr Mo­
nate Wehrdienst geleistet haben, beenden zu diesem Stichtag automatisch ihren
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